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I.   Einführung

II. Das Leistungsfähigkeitsprinzip als Maßstab für die Besteuerung stiller Reserven 
anlässlich einer Entstrickung

1.  Steigert sich die Leistungsfähigkeit schon mit der Entstehung oder mit der Realisation von 
stillen Reserven? 

2.  Was ist Entstrickung?

III. EU-Grundfreiheiten: Bedingungen und Grenzen für eine Entstrickungsbesteuerung
1. Maßstab für Wirtschaftsgüter, für den Wegzug von Körperschaften und für 

Umstrukturierungen
2. Maßstab für den Wegzug von natürlichen Personen

IV. Unionsrechtskonformität der neuen Wegzugsbesteuerung für natürlichen Personen?
1. Wegzugsbeteuerung ohne Entstrickung (§ 6 I Nr. 1 oder Nr. 2 AStG n.F.) 
2. Streckung der Besteuerung auf 7 Jahre (§ 6 IV AStG n.F.)

V. Die wesentlichen Fragen



Dieter Birk, Wegzugbesteuerung und Europarecht, in: 
Festschrift für Klaus Offerhaus (65), 1999, S. 163 (175)

„Worin liegt die sachgerechte Lösung des 
Problems? Sie kann nur darin bestehen, dem 
Staat, aus dem der Steuerpflichtige wegzieht, 

das Besteuerungsrecht hinsichtlich der bis 
zum Wegzug aufgelaufenen stillen Reserven 
zustehen. Dabei wäre es systemgerecht, die 
stillen Reserven beim Wegzug festzustellen
und erst beim späteren Realisationsakt zu 

erfassen. (…) (D)ies wäre ein Beitrag zu mehr 
Besteuerungsgleichheit innerhalb der 

Europäischen Union.“
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II. Leistungsfähigkeitsprinzip und Entstrickung
1. Leistungsfähigkeit schon durch Entstehung oder erst 

durch Realisation von stillen Reserven?

Entstehung der stillen Reserven 
als auslösendes Moment

▪ Wertsteigerung wird im Rechts- und 
Wirtschaftsverkehr berücksichtigt       

▪ Reinvermögenzugangstheorie

Realisation der stillen Reserven 
als auslösendes Moment

▪ Bestätigung der Wertsteigerung erst durch 
Leistungsaustausch

▪ Markteinkommenstheorie

Problem: Rechtfertigung des 
Besteuerungsaufschubs bis zur Realisation

▪ Eigentumsschutz (Art. 14 GG) neben  
Leistungsfähigkeit: Unverhältnismäßigkeit, 
solange Besteuerung gesichert ist

▪ Bewertungsunsicherheiten 
▪ Praktikabilität

Problem: Rechtfertigung der Besteuerung von 
Ersatzrealisationen (Entnahme oder Entstrickung)

▪ Ohne Steigerung der Leistungsfähigkeit keine
Ultima Ratio-Besteuerung erforderlich

Kompromissformeln: 
▪ „latente“ Leistungsfähigkeit 
▪ „potenzielles“ Besteuerungssubstrat 

Entstrickungsbesteuerung vor Realisation: 
Ultima-Ratio-Besteuerung zur Erfassung der 

gesteigerten Leistungsfähigkeit

Entstrickungsbesteuerung vor Realisation: 
keine Rechtfertigung mangels gesteigerter 

Leistungsfähigkeit

Keine erhöhte Leistungsfähigkeit iSv
Zahlungsfähigkeit (Birk aaO, S. 164)

Erwirtschafte Leistungsfähigkeit unter der 
Steuerhoheit (Birk aaO, S. 175)



II. Leistungsfähigkeitsprinzip und Entstrickung
2. Was ist Entstrickung?

a) Ausschluss (oder Beschränkung)

Entstrickung ist der Ausschluss (oder die Beschränkung) des nationalen Besteuerungsrechts vor
Veräußerung oder Entnahme eines Wirtschaftsguts.

Entstrickungsbesteuerung ist die Erfassung der stillen Reserven zu dem Zeitpunkt, an dem das nationale 
Besteuerungsrecht im Falle einer hypothetisch gedachten Veräußerung oder Entnahme ausgeschlossen 
(oder beschränkt) ist.

Ausschluss des Besteuerungsrechts
▪ Wegfall der beschränkten Stpfl.
▪ Wegfall der unbeschränkten Stpfl.

▪ Keine Begründung einer beschränkten Stpfl.
▪ Kein DBA-Besteuerungsrecht trotz beschränkter Stpfl. 

▪ Fortbestehen der unbeschränkten Stpfl.
Ausschluss Besteuerungsrecht durch DBA-Freistellung

Beschränkung des Besteuerungsrechts
▪ Fortbestehen unbeschränkten Stpfl.

Begründung einer Anrechnungs-
verpflichtung (national oder DBA) 

▪ Fortbestehen beschränktet Stpfl.
Begründung einer Anrechnungs-
verpflichtung (vgl. § 50 III EStG)

▪ Deutsche Normen zur Begründung einer Stpfl. und zur 
Anrechnung

▪ DBA-Normen (Verteilung, Methode)
▪ Ausländische Normen zur Begründung einer Stpfl.

Enstrickung ist stets normativ und unabhängig vom Grund zu bestimmen.

(-) „faktisch“ (erschwerte Erhebung)
(+) „passiv“ (keine Handlung)
(+/-) „mittelbar“ (KapGes-Anteile)  

Der Entstrickungszeitpunkt folgt der normativen Bewertung (Akzessorietät).



II. Leistungsfähigkeitsprinzip und Entstrickung
2. Was ist Entstrickung?
b) Normative Vorgaben

▪ Rechtfertigung mit „Wahrung der Aufteilung der Besteuerungsbefugnisse“ 
nur, wenn überhaupt eine Entstrickung vorliegt

▪ Ob eine Entstrickung tritt, richtet sich nach dem nationalen Recht

23.01.2014 – C-164/12 (DMC)
14.09.2017 – C-646/15 
(Trustees P Panayi)

EuGH

ATAD

Art. 1: Körperschaften
Art. 3: Mindestschutz

Art. 5 I: Fallgruppen

Wirtschaftsgüter (Art. 5 I a, b, d):
„nicht mehr das Besteuerungsrecht hat“

Sitzverlegung 
(Art. 5 I c)

Statt Verlust des 
Besteuerungs-

rechts ein 
Vorbehalt für 
inländische 

Betriebsstätten

Begriffsbestimmung zur Übertragung von WG (Art. 2 VI) 
Verlust des Besteuerungsrechts durch „Vorgang“ trotz 

Verbleib im rechtlichen oder wirtschaftlichen Eigentum

10. Erwägungsgrund ATAD
Mitgliedstaaten legen den Verlust des Besteuerungsrechts 

selbst fest (v.a. wegen Anrechnungsmethode)

Nationales Recht Grundsatz
Ausschluss oder 

Beschränkung des 
Besteuerungsrechts 
für stille Reserven in 

Wirtschaftsgütern 
maßgeblich

SEStEG 2006
KöMoG 2022

Ausnahmen (Besteuerung ohne Entstrickung)

§ 4 I 4 EStG
teils konstitutive 

Entstrickungs-
fiktion für 

ausländische BS

§ 1 IV 1 Nr. 1 
UmwStG 

Drittstaaten-Ziel-
KapGes. (§§ 20-
23, 25 UmwStG

§ 6 I Nr. 1 und 
2 AStG n.F.
Verlust der  

unbeschränk-
ten Stpfl.



II. Leistungsfähigkeitsprinzip und Entstrickung
2. Was ist Entstrickung?

c) Fallbeispiel

BFH 24.11.2021 – I B 44/21 (AdV), DStR 2022, 399

▪ Keine „Ausstrahlungswirkung“ von § 1 V 3 AStG 
als Einkünftekorrekturvorschrift auf § 4 I 3, 4 EStG 
als allgemeine Entstrickungsregelung (Rn. 24)
Gosch in FS BFH (100), 2018, 1027 (1041), Ditz ISR 2013, 262; 

aA VVG BsGA, BStBl. I 2017, 182, Rn. 451

▪ Wortlaut von § 1 V 3 AStG setzt kein eigenes 
Personal voraus (Rn. 27)

▪ Geltung von § 2 III, IV BsGAV („eigenes Personal“) 
erst ab 2015 (Rn. 27)

▪ Zweifel an Geltung des § 1V, VI AStG bei 
personenlosen Betriebsstätten (arg. e § 1 V 2 
AStG: „andere Behandlung erfordert“) mit 
Verweis auf BMF 17.12.12019, BStBl. I 2020, 84 
und AOA (Rn. 28)  

KG

KGKG

KG

1.1.2013
Beginn 

der 
Geltung 

von 
§ 1 V, VI 

AStG

Service-
GmbH

Service-
GmbH

Betriebs-
führung

Betriebs-
führung

Ausschluss des Besteuerungsrechts durch eine 
Änderung der WG-Zuordnung für Zwecke der 
Gewinnabgrenzung zwischen Betriebsstätten?

Entstrickung durch (Neu-)Zuordnung der 
Windräder zur dänischen BS nach den 

normativen Vorgaben für die 
Gewinnabgrenzung?

M.E. (+)
▪ Allein normative Vorgaben maßgeblich
▪ Grund für den Ausschluss ist unerheblich



III. Grundfreiheiten und Entstrickungsbesteuerung
1. Wirtschaftsgüter, Wegzug Körperschaften, 

Umstrukturierungen

EuGH
29.11.2011 – C-371/10 (National Grid Indus)
6.9.2012 – C-38/10 (Kom./Portugal)
14.9.2017 – C-646/15 (Trustees P Panayi)

18.7.2013 – C-261/11 (Kom./Dänemark)
16.4.2015 – C-591/13, (Kom./Deutschland)
21.5.2015 – C-657/13 (Verder Lab Tec)

Grundfreiheit

Niederlassungsfreiheit (Art. 49 AEUV, Art. 31 EWR)

Beschränkung
Schlechterstellung grenzüberschreitender gegenüber inländischen Sachverhalten durch 

Herkunftsstaat (Ausnahme: Inländergleichbehandlung bei Folgewirkungen*)

Wahrung der angemessenen Aufteilung der 
Besteuerungsbefugnisse

Rechtfertigungs-
gründe 

▪ Ausschluss des Besteuerungsrechts durch Entstrickung
▪ Wahlrecht: Sofortbesteuerung oder Festsetzung und

Stundung bis zur Realisation
▪ Zinsen möglich bei Stundung 
▪ Keine Berücksichtigung zukünftiger Wertänderungen

Umstrukturierungen

Kapitalverkehrsfreiheit* (Art. 63 AEUV) insb. Drittstaaten?
M.E. nur bei Folgewirkungen für Gesellschafter (Wegzug, Umwandlung) 

Wahrung des
Verhältnis-
mäßigkeits-
grundsatzes

Sicherstellung einer 
Steuererhebung 

▪ Wahlrecht: Sofortbesteuerung oder Staffelung der Zahlung in 5 Jahresraten*
▪ Zinsen möglich bei Staffelung 

▪ Rechtliche Pflicht zur Unter-
stützung bei Beitreibung

▪ Sicherheit nach Einzel-
prüfung des Ausfallrisikos 
möglich 

19.7.2012 – C-48/11 (A Oy)
21.12.2016 – C-503/14 (Kom./Portugal)
23.1.2014 – C-164/12, (DMC)*
23.11.2017 – C-292/16 (A)

Wegzug von KörperschaftenÜberführung Wirtschaftsgüter



III. Grundfreiheiten und Entstrickungsbesteuerung
2. Wegzug natürlicher Personen

A-GmbH

Wegzug

A

A-GmbH

Wegzug 
natürlicher 
Personen

EuGH

Grund der 
Entstrickung

Grundfreiheit
Niederlassungsfreiheit (Art. 49 AEUV, Art. 31 EWR) oder Arbeitnehmerfreizügigkeit (Art. 45 AEUV, Art. 

28 EWR), Allgemeine Freizügigkeit (Art. 21 AEUV), FZA Schweiz (bei Erwerbstätigkeit)

Beschränkung Schlechterstellung grenzüberschreitender gegenüber inländischem Sachverhalt durch Herkunftsstaat

Wahrung der angemessenen Aufteilung der 
Besteuerungsbefugnisse

Rechtferti-
gungsgrund

A

Überholt:
EuGH 11.3.2004 – C-9/02 

(Lasteyrie du Saillant)

Sicherheitsleistung als milderes Mittel gegenüber ….
▪ Sofortbesteuerung
▪ Staffelung in Teilbeträgen (Liquiditätsentzug durch 

erste Rate)

EuGH 7.9.2006 – C-470/04 (N)
EuGH 12.7.2012 – C-269/09 (Kommission/Spanien)
EuGH 26.2.2019 – C-581/17  (Wächtler)

Wirksamkeit der steuerlichen Kontrolle und 
Sicherstellung der Steuererhebung 

Nur bei Amtshilfe und Unterstützung bei Beitreibung 

Wahrung des
Verhältnis-
mäßigkeits-
grundsatzes

▪ Ausschluss des Besteuerungsrechts durch 
Entstrickung

▪ Wahlrecht: Sofortbesteuerung oder 
Festsetzung und Stundung bis zur 
Realisation (ohne Zinsen)

▪ Keine Berücksichtigung zukünftiger 
Wertänderungen



§ 6 Besteuerung des Vermögenszuwachses 
(1) Vorbehaltlich der Vorschriften des Einkommensteuergesetzes, Körperschaftsteuergesetzes und Umwandlungssteuergesetzes stehen bei unbeschränkt Steuerpflichtigen der Veräußerung von Anteilen im Sinne des § 17 

Absatz 1 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes zum gemeinen Wert gleich 

1. die Beendigung der unbeschränkten Steuerpflicht infolge der Aufgabe des Wohnsitzes oder des gewöhnlichen Aufenthalts, 

2. die unentgeltliche Übertragung auf eine nicht unbeschränkt steuerpflichtige Person sowie, 

3. vorbehaltlich der Nummern 1 und 2, der Ausschluss oder die Beschränkung des Besteuerungsrechts der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus der Veräußerung der Anteile. 

Die Veräußerung im Sinne des Satzes 1 erfolgt im Fall des 

1. Satzes 1 Nummer 1 im Zeitpunkt der Beendigung der unbeschränkten Steuerpflicht, 

2. Satzes 1 Nummer 2 im Zeitpunkt der Übertragung, 

3. Satzes 1 Nummer 3 unmittelbar vor dem Zeitpunkt, zu dem der Ausschluss oder die Beschränkung des Besteuerungsrechts eintritt. 

Im Fall des Satzes 1 gelten die Anteile vom Steuerpflichtigen oder, bei unentgeltlicher Übertragung, von dessen Rechtsnachfolger als zum gemeinen Wert erworben, soweit die auf den Veräußerungsgewinn entfallende Steuer 

entrichtet worden ist; andernfalls gelten diese weiterhin als zu den ursprünglichen Anschaffungskosten erworben. 

(2) Unbeschränkt Steuerpflichtige im Sinne des Absatzes 1 sind natürliche Personen, die innerhalb der letzten zwölf Jahre vor den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 genannten Tatbeständen insgesamt mindestens sieben 

Jahre unbeschränkt steuerpflichtig im Sinne des § 1 Absatz 1 des Einkommensteuergesetzes gewesen sind. Bei unentgeltlichem Erwerb von Anteilen ist für die Berechnung der nach Satz 1 maßgebenden Dauer der 

Steuerpflicht auch die unbeschränkte Steuerpflicht des Rechtsvorgängers oder, sofern der betreffende Anteil nacheinander unentgeltlich übertragen wurde, auch die unbeschränkte Steuerpflicht des jeweiligen Rechtsvorgängers 

einzubeziehen. Zeiträume, in denen die natürliche Person und der oder die Rechtsvorgänger gleichzeitig unbeschränkt steuerpflichtig waren, werden dabei nur einmal angesetzt. Entfällt der Steueranspruch nach Absatz 3, gelten 

der Steuerpflichtige sowie dessen unmittelbarer oder mittelbarer Rechtsnachfolger abweichend von den Sätzen 1 bis 3 als unbeschränkt Steuerpflichtige im Sinne des Absatzes 1.

(3) Beruht die Beendigung der unbeschränkten Steuerpflicht im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 auf einer nur vorübergehenden Abwesenheit des Steuerpflichtigen und wird der Steuerpflichtige innerhalb von sieben 

Jahren seit Beendigung der unbeschränkten Steuerpflicht wieder unbeschränkt steuerpflichtig, entfällt der Steuer-anspruch nach Absatz 1, soweit 

1. die Anteile in der Zwischenzeit weder veräußert, übertragen noch in ein Betriebs-vermögen eingelegt wurden, 

2. keine Gewinnausschüttungen oder keine Einlagenrückgewähr erfolgt sind, deren gemeiner Wert insgesamt mehr als ein Viertel des Werts im Sinne des Absatzes 1 beträgt, und 

3. das Besteuerungsrecht der Bundesrepublik Deutschland hinsichtlich des Gewinns aus der Veräußerung der Anteile mindestens in dem Umfang wieder begründet wird, wie es im Zeitpunkt der Beendigung der Steuerpflicht 

bestand. 

Abweichend von Satz 1 Nummer 1 ist eine unentgeltliche Übertragung durch den Steuerpflichtigen auf eine natürliche Person von Todes wegen unbeachtlich, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 durch die betreffende 

Person oder, infolge aufeinander-folgender unentgeltlicher Weiterübertragung zwischen natürlichen Personen von Todes wegen, durch deren unmittelbaren oder mittelbaren Rechtsnachfolger erfüllt werden. Das Finanzamt, das 

im Zeitpunkt der Beendigung der unbeschränkten Steuer-pflicht nach § 19 der Abgabenordnung zuständig ist, kann die Frist auf Antrag des Steuerpflichtigen oder im Fall des Satzes 2 dessen Rechtsnachfolgers insgesamt um 

höchstens fünf Jahre verlängern, wenn die Absicht zur Rückkehr unverändert fortbesteht. Beruht ein Ausschluss des Besteuerungsrechts im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 3 auf einer nur vorübergehenden Abwesenheit 

des Steuerpflichtigen, gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend. Wird im Fall der unentgeltlichen Übertragung im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 auf eine natürliche Person die betreffende Person innerhalb von sieben 

Jahren seit der Übertragung unbeschränkt steuerpflichtig, gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend. 

(4) Die festgesetzte Steuer, die auf die nach Absatz 1 realisierten Einkünfte entfällt, kann auf Antrag des Steuerpflichtigen in sieben gleichen Jahresraten entrichtet werden. Dem Antrag ist in der Regel nur gegen 

Sicherheitsleistung stattzugeben. Die erste Jahresrate ist innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheids zu entrichten; die übrigen Jahresraten sind jeweils am 31. Juli der Folgejahre fällig. Die Jahresraten sind 

nicht zu verzinsen. Die noch nicht entrichtete Steuer ist innerhalb eines Monats nach Eintritt der nachfolgenden Ereignisse fällig, 

1. wenn die Jahresrate nicht fristgemäß entrichtet wird, 

2. wenn der Steuerpflichtige seine Mitwirkungspflichten nach Absatz 5 nicht erfüllt, 

3. wenn der Steuerpflichtige Insolvenz anmeldet, 

4. soweit die Anteile veräußert oder übertragen werden oder 

5. soweit Gewinnausschüttungen oder eine Einlagenrückgewähr erfolgen und soweit deren gemeiner Wert insgesamt mehr als ein Viertel des Werts im Sinne des Absatzes 1 beträgt. 

Abweichend von Satz 5 Nummer 4 ist eine unentgeltliche Übertragung durch den Steuerpflichtigen auf eine natürliche Person von Todes wegen unbeachtlich; insofern ist für Zwecke des Satzes 5 auf die betreffende Person 

oder, infolge aufeinanderfolgender unentgeltlicher Weiterübertragung zwischen natürlichen Personen von Todes wegen, auf deren unmittelbaren oder mittelbaren Rechtsnachfolger abzustellen. In den Fällen des Absatzes 3 

gelten die vorstehenden Sätze entsprechend; der Stundungszeitraum richtet sich nach der vom Finanzamt eingeräumten Frist; die Erhebung von Jahresraten entfällt auf Antrag des Steuerpflichtigen; über Satz 5 hinaus wird die 

noch nicht entrichtete Steuer auch innerhalb eines Monats nach Eintritt des Ereignisses fällig, wonach der Steueranspruch nicht mehr nach Absatz 3 entfallen kann oder der Wegfall der Rückkehrabsicht gegenüber dem 

Finanzamt mitgeteilt wird. Soweit die Steuer nicht nach Absatz 3 entfällt und der Steuerpflichtige auf die Leistung von Jahresraten verzichtet hat, sind für die Dauer des gewährten Zahlungsaufschubs Zinsen in entsprechender 

Anwendung des § 234 der Abgabenordnung zu erheben. 

(5) Der Steuerpflichtige oder sein Gesamtrechtsnachfolger hat dem Finanzamt, das in den in Absatz 1 genannten Zeitpunkten nach § 19 der Abgabenordnung zuständig ist, nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck die 

Verwirklichung eines der Tatbestände des Absatzes 4 Satz 5 oder 7 mitzuteilen. Die Mitteilung ist innerhalb eines Monats nach dem meldepflichtigen Ereignis zu erstatten; sie ist vom Steuerpflichtigen eigenhändig zu 

unterschreiben. Der Steuerpflichtige oder sein Gesamtrechtsnachfolger hat dem nach Satz 1 zuständigen Finanzamt jährlich bis zum 31. Juli schriftlich seine aktuelle Anschrift mitzuteilen und zu bestätigen, dass die Anteile ihm 

oder im Fall des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 2 seinem Rechtsnachfolger weiterhin zuzurechnen sind. 

§ 6 I AStG
„Entstrickungen“

Nr. 1: Beendigung der unbeschränkten Stpfl.
Nr. 2: Unentgeltliche Übertragung auf nicht unbeschränkt stpfl. Person
Nr. 3: Ausschluss oder Beschränkung des Besteuerungsrechts an § 17 EStG-Anteilen

Persönliche Voraussetzungen (§ 6 II AStG)
7 Jahre unbeschränkte Steuerpflicht innerhalb von 12 Jahren

Rückkehrer-Regelung (§ 6 III AStG)

§ 6 IV AStG
Wahlrecht: Sofortbesteuerung oder Streckung der Besteuerung auf 7 Jahre

▪ ohne Zinsen
▪ idR gegen Sicherheitsleistung
▪ Sofortige Fälligkeit: 

▪Nicht fristgemäße Entrichtung
▪Nichterfüllung der Mitwirkungspflichten nach Absatz 5
▪ Insolvenz 
▪ Substantielle Gewinnausschüttungen oder Einlagerückgewähr (> 25 %)

Mitwirkungspflichten (§ 6 V AStG)
▪ Bei sofortiger Fälligkeit oder bei Wegfall der Rückkehrer-Regelung: innerhalb eines Monats
▪ Jährliche Mitteilung und Bestätigung zum 31.7. über die Zurechnung der Anteile

Rechtfertigung ohne       
Entstrickung?

Verhältnismäßigkeit 
der Streckung (idR
gegen Sicherheits-
leistung)?



Der Rechtfertigungsversuch der Gesetzesbegründung ….

Nein: “Wächtler“ 
widerspricht diametral

Nein: … dann darf man 
kein FZA mit der Schweiz
abschließen…

Nein: Vergleichsgruppe 
ist allein der Inlands-
sachverhalt (Tz. 34)

Nein: Art. 63 AEUV 
unanwendbar beim 
Wegzug natürlicher 
Person

Nein: „DMC“ und
“Verder Lab Tec“ 
betreffen nicht den
Wegzug von natürlichen 
Personen



I.   Wann steigert sich die Leistungsfähigkeit bei stillen Reserven?
1. Entstehung (erwirtschaftete Leistungsfähigkeit)
2. Realisation (Leistungsfähigkeit iSv Zahlungsfähigkeit)  

II. Was ist Entstrickung?
1. Nur normativer „Ausschluss“ des Besteuerungsrechts?
2. Ist Beschränkung durch Anrechnungsverpflichtung eine Entstrickung?
3. Ist der Grund des Ausschlusses unerheblich?

III. EU-Grundfreiheiten: 
1. Ist der Maßstab beim Wegzug bei natürlichen Personen strenger als bei 

Wirtschaftsgütern, beim Wegzug von Körperschaften und bei Umstrukturierungen?
2. Wenn ja, warum?

IV. Unionsrechtskonformität der neuen Wegzugsbesteuerung für natürlichen Personen?
1. Ist eine Wegzugsbesteuerung in den Fällen des § 6 I Nr. 1 oder 2 AStG n.F. auch ohne 

Entstrickung unionsrechtskonform? 
2. ist einer Streckung der Besteuerung auf 7 Jahre idR gegen Sicherheitsleistung 

(§ 6 IV AStG n.F.) unionsrechtskonform? 


